Salzabbau: Xanten lehnt Pline von I&S ab

Die Politik beschlieft einstimmig eine Stellungnahme gegen die vorgesehene Erweiterung des Berebaus unter dem
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Stadtgebiet. Die Entscheidung liegt aber bei der Bezirksregierung Arnsberg als zustandiger Bergbehirde

VON MARKLIS WERNING

XANTEN Die Stadt Xariten stellt sich
klar gegen die geplante Erweiterung
des Salz-Abbaus tn der Region. Biir-
germetster Thomas Gonz und der
Stadirat beschlossen am Dienstag-
abend enstimmig eine Stellung-
nahme, die an die Bezirksregicrung
Arnsberg als zusiindige Berghehar-
de adressiert ist, Auf elf Seiten macht
die Stadt fhre Beftrchtungen deut-
lich, sollte der Salzbergbau unterir-
disch in Richtung Xanten vorange-
trieben werden. Sie warnt vor den
Folgen fiir den Hochwasserschutz,
die Siedlungsentwicklung, die kom-
munale Infrastruktur, die Landschaft
unddie Stadt. .Eine Erweiterung der
Abbautitigkeit unter dem Xantener
Stadigebiet wird daher grundséitzlich
zuriickgewiesen, solange die erlau-
terten Auswirkungen mit groften-
teils irreversiblen Schiden nicht
géinzlich und sicher ausgeschlossen
werden kbnnen®, schreibt die Stadt
in der Stellungnahme.

Das Schreiben war von der Ver-
waltung vorbereitet worden. Uber
einen ersten Entwurf hatte der Pla-
nungsausschuss vor zwei Wochen
beraten, aber diese Fassung ging
denMitgliedern noch nicht weit ge-
nug. Sie sprachen sich fir eine deut-
liche Ablehnupg der K+S-Pline aus
Daraufhin tiberarbeitete und erwei-
terte die Verwaltung die Stellung-
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* genzum Hochwasserschutz auf. In
der Ratssitzung am Dienstagabend

lobten zahlreiche Biirger und die
Politiker die neue Fassung. .Sie ha-
ben sehrgute Arbeit geleistet”, sagte
zum Beispiel Hans-Peter Feldmann,
Sprecher der Hochwasser- und Inf-
rastrukturschutz-Initiative am Nie-
derrhein (HWS). Die Stellungnah-
me sef fundiert geschrieben®, sagre
Claudia Kerkhoff von der Biirgerini-
tiative der Salzbergbaugeschidigten
NRW. In der Abstimmung stellien
sich alle Ratsmitglieder hinter die
Stellungnahme. Gértz sprach von ei-
nem..Schulterschluss® zwischen Po-
litik, Verwaltung und Buirgerschaft,
.Dass wir Einigkeit demonstrieren,
ist ein starkes Zeichen.”

Hintergrund der Stellungnahme
ist, dass der Konzern K+S zwischen
Xanten, Alpen und Rheinberg wei-
tere Gebiete fiir den unterirdischen
Abbau. von. Steinsalz erschlieBen
will. Bei der zustindigen Bezirks-
regierung Arnsberg hat das Un-
ternehmen deshalb einen neuen
Rahmenbetriebsplan fiir das Stein-
salzbergwerk und die Saline Borth
gestellt. Bevor die Behorde dari
ber entscheidet, konnten und kén-
nen Biirger, Kommunen und ande-
re Trager dffentlicher Belange dazu
Stellungnahmen abgeben. Dabei
geht es unter anderem um die Bo-
densenkungen, die durch den weite-
ren Salz-Abbau am Niederrhein er-
wartet werden.

In der Stellungnahme wamt Xan-
ten zum Beispiel davor, dass derun-
terirdische Bergbau ,Auswirkun-
gen auf die Standsicherheit der
fiir den Niederrhein notwendigen

K+S baut in einer Tiefe von mehreren Hundert Metern das Salz ab.
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Hochwasserschutzeinrichtungen

haben werde. Sollten die Deiche
einem Hochwasser nicht standhal-
ten, milsse mit Jirreversiblen Schi-
den” in Xanten gerechnel werden.
Die Stadt halte deshalb eine Risiko-
Analyse und ein daraufl aufbauen-

Stadt fordert zentrale
Schlichtungsstelle PS:

Politische Forderungen In der
Stellungnahme und der Resoluti-
on spricht sich Xanten auch dafur
aus, dass flr den Salz-Abbau eine
zentrale Schlichtungsstelle einge-
richtet wird. AuBerdem fordert
die Stadt eine Bewelslastumkehr
zur Darlegung von Bergschaden
zu Lasten der Bergbauunterneh-

l men und deren Rechtsnachfolger.

des Hochwasserschutzkonzept fiir
Jzwingend erforderlich”. Die feh-
le aber in den Unterlagen von K+5.

Auf den weiteren Seiten be-
schreibt die Stadi noch weitere Ri-
siken, diesie in dem geplanten Salz-
Abbau fiir Xanten sieht. Sie zieht
daraus die Schlussfolgerung: .Unter
Beriicksichtigung aller dargestellten
Sachverhalte ist der Antrag aufgrund
seiner inhaltlichen Mingel in der
vorliegenden Form zurilckzuwei-
sen.” Aulerdem fordert sie, .dass
insbesondere der Xantener Sied-
Jungsschwerpunkt von  zukiinfti-
gen  bergbaulichen Beeintrichu-
gungen nicht betroffen ist”. .Dies
bedeutet konkret eine Einschriin-
kung des Salzbergbaus auf Bereiche,
die hinsichtlich ihrer Auswirkungen
nicht die dargestellten Langzeitfol-
gen hervorrufen.” Der Schutz des
Lebensraums der Betroffenen sei
ein héheres Gut als die bergbauli-
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che Titigkeit. Aber die Verwaltung
informierte die Xantener Politk und
Biirger auch daritber, dass sie in dem
Genehmigungsverfahren nicht die
Entscheidung tnift, sondern die Be-
zirksregierung Armsberg.

Zusiitzlich zur Stellungnahime be-
schloss der Stadirat auf Vorschlag
der Verwaltung deshalb auch eine
Resolution zum geplanten Salz-
Abbau am Niederrhein. Auf den
vier Seiten erklin die Stadt eben
falls ihre Befiirchiungen, fhre Kri
tik und ihre Forderungen, was den
weiteren Salz-Abbau am Nieder-
rhein betrifft. Wiahrend die Stel-
Iungnn)um'.lmhrlh'nrk\rugh'nmn
geschickt wird, richtet sich die Re-
solution an die Landes- und Bun
despolitik. Damit waolle Xanten .zu
einem Umdenken im politischen
Umgang” mit den langfristigen Fol-
gen des Salzbergbaus anregen, er-
klidrte die Verwaltung,
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PS: Eine Schiedsstelle für die Folgen der Bergbautätigkeiten des Steinsalzabbaus einzurichten ist im modifiziertem BBergG mehr als zwingend.
Wogegen die Verhinderung weiteren bergbaus am abflusslosen linken Niederrhein an erster Stelle stehen muss! (Quelle HWS)




